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1500 Euro Rente: Auch Rentner haben Anspruch auf das Wohngeld
Viele Rentnerinnen und Rentner mit rund 1.500 Euro monatlicher Rente 
stehen vor derselben Frage: Reicht das Geld für die Miete – oder gibt es 
Unterstützung durch Wohngeld?
Die Antwort ist selten schwarz-weiß. Denn ob ein Anspruch besteht 
und wie hoch der Zuschuss ausfällt, hängt von mehreren Bausteinen 
ab: vom anrechenbaren Einkommen, von der ortsabhängigen Mietstufe 
und von der Zahl der Personen im Haushalt.

Was Wohngeld ist – und was nicht
Wohngeld ist ein staatlicher Zuschuss zu den Wohnkosten. Er steht 
nicht nur Mieterinnen und Mietern als Mietzuschuss zu, sondern auch 
Eigentümerinnen und Eigentümern als Lastenzuschuss, wenn die mo-
natliche Belastung für die selbstgenutzte Immobilie zu hoch ist. Wohn-
geld ist weder Almosen noch Sozialhilfe, sondern eine eigenständige, 
rechtlich garantierte Leistung.
Anders als bei der Grundsicherung geht es nicht um eine umfassende 
Existenzsicherung, sondern gezielt um Unterstützung bei den Wohn-
kosten. Vermögen spielt nur bis zu bestimmten Freibeträgen eine Rolle; 
entscheidend ist in der Praxis vor allem, ob das laufende Einkommen in 
Relation zur Miete zu niedrig ist.
Wer Grundsicherung im Alter erhält, ist grundsätzlich vom Wohngeld 
ausgeschlossen, weil diese Leistungen die Wohnkosten bereits auf an-
dere Weise berücksichtigen.

Für wen ein Anspruch grundsätzlich in Betracht kommt
Ein Anspruch ist immer dann denkbar, wenn das Haushaltseinkommen 
niedrig ist und keine Leistungen der Grundsicherung bezogen werden. 
Das betrifft viele Alleinstehende und Paare im Rentenalter, deren Rente 
zwar oberhalb der Grundsicherung liegt, die aber in Städten mit hohen 
Mieten leben.
Wohngeld richtet sich damit an die berühmte „Lücke in der Mitte“ – an 
Haushalte, die sich aus eigener Kraft knapp über Wasser halten, deren 
Budget jedoch durch die Kaltmiete und die kalten Nebenkosten über-
dehnt wird.
Für Eigentümerinnen und Eigentümer kann der Lastenzuschuss rele-
vant sein, wenn die laufenden Belastungen für Zins, Tilgung und lau-
fende Bewirtschaftungskosten in keinem angemessenen Verhältnis zum 
Einkommen stehen.

Wie die Höhe des Wohngeldes berechnet wird
Die Wohngeldstelle ermittelt den Zuschuss aus drei Faktoren. Maß-
geblich ist erstens das zu berücksichtigende Einkommen des gesamten 
Haushalts. Dazu zählen neben der gesetzlichen Rente auch Nebenver-
dienste, Betriebsrenten oder andere regelmäßige Einkünfte.
Von der Bruttorente gehen bestimmte Pauschalen und Beiträge ab – 
etwa für Kranken- und Pflegeversicherung –, sodass das anrechenbare 
Einkommen niedriger liegt als der Rentenbruttobetrag.

Bei einer Bruttorente von 1.500 Euro bewegt sich das anzurechnende 
Einkommen in vielen Fällen deutlich darunter; als grobe Orientierung 
kann man mit etwa 1.300 bis 1.350 Euro rechnen, wobei die individu-
ellen Abzüge den Ausschlag geben.
Zweitens kommt die Mietstufe des Wohnorts ins Spiel. Deutschlandweit 
sind Kommunen in Mietstufen eingeteilt, die das ortsübliche Mietniveau 
abbilden. Je höher die Mietstufe, desto höher ist die zulässige Höchst-
miete, die bei der Berechnung berücksichtigt wird.
Es zählt in der Regel die sogenannte Bruttokaltmiete, also die Grund-
miete inklusive kalter Nebenkosten; Heiz- und Warmwasserkosten 
werden – anders als in der Grundsicherung – nicht in voller Höhe als 
laufende Unterkunftskosten angesetzt, können aber über pauschale 
Komponenten im Wohngeldsystem abgebildet sein.

Drittens entscheidet die Zahl der Haushaltsmitglieder. Mit jeder wei-
teren Person steigen die maßgeblichen Höchstbeträge für die Miete 
und die zulässigen Einkommensgrenzen. Ein Ein-Personen-Haushalt 
in einer teuren Großstadt wird daher anders bewertet als ein Paar in 
einer Gemeinde mit moderater Miete.

Typische Zuschusshöhen im Jahr 2025
Seit der Reform von 2023 ist der Kreis der Anspruchsberechtigten 
größer geworden, und die Zuschüsse fallen spürbar höher aus. Im Jahr 
2025 bewegen sich typische Zahlbeträge – je nach Region, Miete und 
Einkommen – zwischen 80 bis 450 Euro monatlich.

Dieser Rahmen ist breit, spiegelt aber die Realität zwischen ländlichen 
Räumen mit niedrigen Mieten und Metropolen mit hoher Mietstufe 
sehr gut wider. Ob man sich eher am unteren oder oberen Ende dieses 
Spektrums wiederfindet, hängt am Ende von der individuellen Kons-
tellation ab.

Was die Renteneinkommensgrenze für 1.500 € Rente  
praktisch bedeutet
Für Rentnerinnen und Rentner mit 1.500 Euro Bruttorente ist die Ein-
kommensgrenze das Nadelöhr. Maßstab ist das zu berücksichtigende 
Jahreseinkommen.
Nach Abzug der Pauschalen und Sozialbeiträge liegt die maßgebliche 
Größe niedriger als die brutto ausgewiesene Rente. Ob es am Ende 
reicht, hängt entscheidend von der Miete im Verhältnis zur örtlichen 
Mietstufe ab.
Eine vergleichsweise hohe Kaltmiete in einer teuren Stadt kann trotz 
1.500 Euro Rente zu einem Wohngeldanspruch führen; eine moderate 
Miete in einer Gemeinde mit niedriger Mietstufe dagegen nicht.

Weitere Informationen: https://share.google/LWQc5OidrdTBH9yGD
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